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Massnahmen gegen die Raserei - Standesinitiative 

 

Solothurn, 13. November 2009 – Die Justizkommission stimmt dem 

Antrag der Regierung auf Einreichung der Standesinitiative “Mass-

nahmen gegen die Raserei“ einstimmig zu. Mit der Standesinitiative 

wird die Bundesversammlung ersucht, die maximale Strafdrohung 

der fahrlässigen Tötung von heute drei Jahren auf mindestens fünf 

Jahre Freiheitsstrafe zu erhöhen. Zudem soll im Bundesgesetz über 

den Strassenverkehr eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden, 

welche die Strassenverkehrsämter berechtigt, der Polizei die Persona-

lien von Personen zu melden, gegen welche ein Sicherungsentzug des 

Führerausweises verfügt wurde.  

 

Der Kantonsrat hat am 2. September 2009 die Aufträge der Fraktion FdP und 

von Roland Heim (CVP, Solothurn) erheblich erklärt. Darin wird der Regie-

rungsrat beauftragt, dem Kantonsrat eine Standesinitiative vorzulegen, die 

auf Bundesebene die deutliche Heraufsetzung der maximalen Strafdrohung 

der fahrlässigen Tötung (Auftrag Fraktion FdP) und die Schaffung einer ge-

setzlichen Grundlage verlangt, welche es den Strassenverkehrsämtern ermög-

licht, der Polizei die Personalien von Personen zu melden, gegen welche ein 

Sicherungsentzug verfügt wurde (Auftrag Roland Heim, CVP). Die beiden Auf-

träge wurden als Reaktion auf einige schwere Verkehrsunfälle, bei denen Ra-

ser beteiligt waren, eingereicht.  
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Gemäss der Schweizerischen Bundesverfassung steht jedem Kanton das Recht 

zu, der Bundesversammlung Initiativen zu unterbreiten. Gegenstand solcher 

Initiativen können Regelungen sein, die in den Kompetenzbereich der Bun-

desversammlung fallen. Eine Standesinitiative kann entweder in einem Ent-

wurf zu einem Erlass der Bundesversammlung oder in einem Auftrag zur Aus-

arbeitung eines Erlassesentwurfes bestehen. Die vorliegende Standesinitiative 

verlangt den Erlass von gesetzlichen Regelungen. Mit ihr wird dringender 

Handlungsbedarf im Straf- und im Strassenverkehrsrecht aufgezeigt.  
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